
Staats- und Universitätsbibliothek Bremen

DFG Projekt Die Grenzboten

Die Grenzboten

Berlin u.a., 1841 - 1922

γ.: Die stuttgarter Versammlung am 3. und 4. August.

urn:nbn:de:gbv:46:1-908



315

barere und complicirtere gewesen als z. B. die der Bearbeiter der Geschichte
Italiens, Oestreichs oder dcr Türkei, da es sich in der neueren englischen Ge-
schichte eigentlich gar nicht um „Ereignisse", sondern fast ausschließlich um
einzelne Resultate eines mübsam vorrückenden inneren Processes handelt, die
sich nicht klar überseben, nicht endgiltig beurtheilen lassen, weil er noch bei
keinem entscheidenden Punkt angelangt ist. Das Detail dieser Entwickelung ist
häusig trocken und unverdaulich und doch kann es nicht Übergängen werden
seit Gncists berühmtes Werk über die Verfassung und Verwaltung Englands
die Ansprüche der deutschen Lcsewelt an jedes Buch über die Zustände des
Inselstaats erhöht, das deutsche Interesse auf zahlreiche Gebiete britischen Lebens
gerichtet hat, Von denen uns bisher jede genauere Kunde gefehlt hatte. Bei
der ungeheuren Bedeutung endlich, welcbe England für die Geschichte des Par<
lamentarismris hat, ist jede Beurtheilung der neueren Entwickelung dieses
Staats zugleich ein Urtheil über das gestimmte parlamentarische System und
als solches einer schärferen und aufmerksameren Contrvle ausgesetzt, als alles,
was über einen andern europäischen Staat — vielleicht Preußen allein aus¬
genommen, gesagt werden könnte. Von diesem Gesichtspunkt aus verdient der
vorliegende zweite Band des paulischen Buchs die Aufmerksamkeit der Lese¬
welt in ganz besonderem Maß. denn grade diesem Schwerpunkt seiner Aufgabe
ist er, wie uns scheint, gerecht geworden.

Die stuttgarter Versammlung am 3. und 4. August.
Aus Schwaben, 10. August.

Als im Herbst vorigen Jahres die Friedensverträge abgeschlossen waren,
deren Wortlaut den Süden vom Norden trennte, lag es nahe, daß die Männer
der nationalen Partei in den vier süddeutschenStaaten zusammentraten, um sich
über die Aufgaben zu verständigen, die ihnen durch die neue Lage gestellt waren.
Am 14. Oct. v. I. fand zu diesem Zweck in Stuttgart eine Versammlung von
Abgeordneten aus Bayern. Württemberg, Baden und' Hessen statt. Die Sache
wurde damals sebr vertraulich behandelt, man vermied alles, was wie die Or-
ganisimng eincr süddeutschen nationalen Partei aussah, selbst das Resultat der
Besprechungen wurde nicht der Oesfentlichlcit anvertraut. Man hatte nämlich
Ursache in jenem Stadium alles zu vermeiden, was entfernt wie die Einleitung
zu einem Südbund aussah, und unter diesem Gesichtspunkt erschien beinabe
selbst ein Bund zur Verhinderung des Bundes nicht unbedenklich, wie ja noch
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später die stuttgarter Konferenzen, die unter den Auspicien des Fürsten Hohen-
lohe gekalten wurden, einiges Mißtrauen herausforderten.

Solche Bedenken sind nun freilich seitdem überflüssig geworden. Der Süd¬
bund ist keine gefährliche Idee mehr, und weder die Dcnkscbrift der Häupter
der süddeutschen Bolkspartei, noch die Intriguen der französischen Diplomatie,
welche beide noch nickt aufgehört haben, einen wenig schmeichelhaften, übrigens
unbegründeten Reit von Vertrauen auf den bayrischen Ministerpräsidenten zu
hegen, wenden im Stande lein, jene Idee auf die Leine zu bringen. Allein
wenn auch diese Anschläge gefährlicher wären, als sie es sind, so wäre es nur
natürlich, wenn auch die naiionale Pariei im Süden gemeinsam zur Abwehr
sich rüstete. In jedem Fall kann ihr gemeinsebanliches'Lorgehen heute keiner
Mißdeutung mebr ausgesetzt sein, auch der boshafteste Gegner vermag daraus
kein Capital für den Südbund zu schlagen.

Es war im jetzigen Augenblickaller Grund vorhanden, jene Versammlung
zu wiederholen, und zwar auf einer brettern Basis zu wiederholen. Die nort-
dcuische Bundesverfassung ist in Kraft getreten, durch sie und durch die Ver¬
träge vom August v. I. über die Schutz- und Trutzbündnisse und vom Juni d. I.
über die Wiederhast llung des Zollrereins ist das Verhältniß d<s Südens zum
Norden zu einem vorläufigen Abschluß gekommen, es ist damit die Grundlage
der wcitcrn Arbeit gegeben, und es sind zugleich sehr erkennbar die Anhalt¬
punkte, die Handhaben gegeben, d>es<s Verhältniß einer noch weiteren Entwick¬
lung entgegenführen. Mit lebhafter Befriedigung konnte man auf den
Gang der Din.^e seit Jahresfrist zunickolickeii.und indem man jetzt auch daS
Protokoll der vorjährigen Versammlung veröffentlichte, lag darin zug'eieb eine
Recktfertigung der damals ausgesprochenenGrunesätze. Die meisten der Forder¬
ungen, die damals als unerläßlich bezeichnet waren, sind erfüllt, und zwar zum
Theil von widerstrebenden Regierungen erfüllt. Der Abschluß eines Allianz-
veihällnisses mit der Ueberrragung des Oberbefehls an Preußen war schon zu
jemr Zeit vollendete Thatsache und ist seitdem aus dem diplomatischenDunkel
ans Tageslicht getreten. Die Umänderung der Heerese nrichtungen im Anschluß
an das preußische System ist überall in Arbeit, wenn auck freilich nicht überall
in demselben vorgerückten Stadium. Die Wiederherstellungdes Zollvereins unter
Abschaffungdes iibei-u.ro, veto und mit parlamentarischerTheilnahme des Lüdens
an der Gesetzgebung ist feitdem gleichfalls Thatsache geworden. So war ein
Rückblick auf die damalige Versammlung zugleich die beste Vorbedeutung für
die Beschlüsse, welche jetzt der neuen Lage gegenüber und in Verfolgung desselben
Weges die stuttgarter Versammlung am 3. und 4. August d. I. faßte.

Diese Beschlusse sind aus den Zeitungen bekannt. Sie enthalten im Grunde
nichts Neues. Es handelte sich nur um die Anwendung der bekannten Grund¬
sätze aus die gegebene Lage. Sowohl über das Ziel selbst als über die Wege
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zu demselben gab es keine erbebliche Meinungsverschiedenheit. Dennoch boten
die zweitägigen Verbcmdlunaen durch den Austausch der seither gemachten Er¬
fahrungen, durch die Berichte über die Stimmuna in den ein^elnenen Ländern
und durch die Motivirung. welche die einzelnen Sätze erhielten, ein lebhaftes
Interesse dar.

Vor allem schien es geboten, der Erklärung einen Protest gegen i/de Art
von fremder Einmischung in unsre nationalen Angelegenheiten vorauszuschicken.
Dazu forderte schon die Thatsache auf, daß die französische Divlomatie bis in
die neueste Zeit an den süddeutschen Höfen geaen alle Anscblusibestrebungen »u
arbeiten versucht. Man bat es von dieser Seite weder an Drobunaen. noch
an Lockungen fehlen lassen. Man bat auf die bedrohlichen Folaen einer Per»
lenung des prager Friedens hingewiesen, hat den Südbund in geneigte Erinner¬
ung gebracht, hat einen Zollverein der süddeutschen Staaten, eventuell mit der
Schweiz, angeregt, um so Süddeutschland definitiv vom Norden zu trennen.
Diele Versuche scheinen noch nickt zur Nube gekommen zu sein, und ibnen pa¬
rallel läuft das freilich noch ungefährlichere Treiben der partieularistischen Par¬
teien im Jnlande. die stets a tempo und genau mit denselben Schlagworten
operiren. die ibnen durch die französische Diplomatie an die Hand gegeben sind.
5 Ein Protest gegen fremde Einmischung richtet sieb ebenso an das französische
Volk als an die französische Regierung. Er ist berechnet, ein Gewicht iy die
Wagschale des Friedens zu legen. So lange man jenseit des Rheins in dem
Wabn befangen ist, es handle sich bei der Einigung Deutschlands um einen
Eroberungszug Preußens, um eine Vergewaltigung des Südens, so lancie wird
auch immer das Gelüste sich erneuern, sich der unterdrückten Völkerschaften an¬
zunehmen. Ein Vorwand wenigstens der Einmischungsversucbe wird hinfällig,
Wenn das Volk im Süden selbst aus freien Stücken kraft seiner Selbstbestim¬
mung die Wiedervereinigung mit dem Norden verlangt und die Protection durch
das Ausland sich verbittet. Es kann in Frankreich nicht ohne Eindruck bleiben,
wenn man sich überzeugen muß, daß die versuchte Einmischung nicht ein Werk
der Befreiung, sondern eine muthwillige Herausforderung, ein Werk der Unter¬
drückung freien Volkswillens wäre, und es heißt die Partei des Friedens in
Frankreich stärken, sofern sie nämlich wirklich den Frieden will, wenn man sie
über diesen Punkt nicht im Zweifel läßt. Jedenfalls ist dies eine wirksamere
Unterstützung, als wenn man auch diesseits des Rheins müßige Unterschristen
für sentimentale Friedensprogramme sammelt.

Auch die Bestimmungen des prager Friedens kamen in diesem Zusammen¬
hange zur Sprache. Namentlich von Seile der Hessen, denen man in der darm¬
städtischen Kammer auf das Verlangen des Eintritts in den Nordbund das Gvrgo-
haupt jenes Friedens vorgehalten hat. In schlagenden Ausführungen wurde
gezeigt, daß die Errichtung eines Südbunds nur eine sacultgtive Pestimmung
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Wal. die an ihrer innern Unmöglichkeit gescheitert ist, und daß mit der Besei¬
tigung des Südbundes auch alle Folgerungen hinfällig sind, die man daraus
gegen die Verschmelzung des Südens mit dem Norden ableiten könnte. Da
der Südbund nickt zu Stande gekommen ist. liegt eigentlich gar keine andere posi¬
tive Bestimmung mebr vor. als die über die herzusiellnide „nationale Verbin¬
dung" zwischen dem Süden und dem Norden, und diese Bestimmung ist noch
einer reicken Entwicklung fähig, so lange nicht von Seite Oestreichs ein form-
lieber Protest, gestützt auf eine einseitige Auslegung des Vertrags vorliegt, ein
Protest, der unmittelbar zum Krieg führen müßte.

In dieser Richtung liegen nun ehe« die Schutz- und Tnitzbündnisse und
die Wiederherstellung des Zollvereins-, beides wurde als der Anfang einer natio¬
nalen Gemeinschaft begrüßt und insbesondere ausgesprochen, daß die mit den
Militärverträgen Verbundenen Anstrengungen unerläßlich seien zur Sicherung der
Unversehrtheit, Freiheit und Ehre des Vaterlandes. Allein sie sind auch nur
ein Anfang, und indem die Bevölkerung sich den unvermeidlichen Lasten der er¬
höhten Militär- und Steuerpflicht unterzieht, verlangt sie zugleich an den Rechten,
welche die norddeutsche Bundesverfassung gewährt, ihren vollen Antheil zu er¬
halten.

Hier lag nun eigentlich der Kern der Verhandlung. Man konnte sich nicht
verbürgen, daß die «uferleaten Opfer im Augenblick die Stimmung beherrschen
und die öffentliche Theilnahme am Einigungswcrk erschweren. Die aroi-e Masse
vergißt, daß die Opfer in keinem Falle erspart blieben, und daß für sie grade
in der vollzogenen Vereinigung mit dem norddeutschen Bund ein Ersatz liegt
durch den Genuß der norddeutschen Verfassung. Und in diesem Widerstrehen
der Bevölkerung haben wieder die Regierungen einen Rückhalt für ihren Wider¬
spruch geaen den Eintritt in den norddeutschen Bund. Am günstigsten liegen
die Dinge in Baden, wo Hof und Negierung einig^mit der nationalen Partei
gehen und wo nur eine größere Rührigkeit von Seiten der Volkskreise zu
wünschen wäre. In Hessen hat sich in erfreulichster Weise gezeigt, daß die
Kammer, obwohl die Wahlen gegen die nationale Partei ausgefallen sind,
dennoch durch die Logik der Thatsachen mit überwiegender Mehrheit zu einem
Votum im Sinne des Anschlusses gedrängt wurde. Am meisten Widerstand ist
noch in Württemherg zu überwinden, wo die Negierung zwar ihren übernommenen
Verbindlicbkeitcn nachkommt, aber um so entschiedener jede weitere Forderung,
die auf den Eintritt in den Bund gerichtet wäre, zurückweist, und wo andrer¬
seits die Schlagwörter und Agitationsmittel der Volksvartei allein noch ein
dankbares wcnn auch täglich sich verengendes Feld finden. Aber auch von
Seite der Bayern wurde gewarnt, aus der Zusammensetzung der dortigen
Kammer einen allzugünstigen Rückschlußauf die Stimmung der großen Massen
zu machen, welche der Negierung des Fürsten Hohenlohe, abgesehen von den



Hemmnissen, die diese in der Umgebung des Hofes findet, jedenfalls nur ein
behutsames 'vorgehen gestattet.

^ieje Schw.erlgkellen also konnte man sich nicht verhehlen. Aber mit Recht
wurde g.sagt, da» dle Lage nun doch eure ganz anvere we>oe, wcnn einm.>t cie
angesonneneii Opfer eure vollendete Thatsache geworden sind. Tue bisherigen
Vertrage sind nicht eigenllich Abschlagszahlungen aus die «Linheil. sondern >>e
legen Lasien ans, ohne bte enlsptechenbeit Vor.helle zu sichern. Richt cu.ch die
nationale Partei ist die jetzige Lage geschaffen, deren Programm vielmehr die
Ausdehnung ccr Vui>desversassun.i. auch aus Sübbeulsch.ano ist, sondern durch
die Re.i.ietungen, welche dem Anschluß an den Roiden sich entgegenslemlnen,
währeno sie gleichzeitig dem Volte eihebliche Lasien au>erlegcn. ^lnb diese
aber einmal unwlccrrusliche Thaisache gewviden, so wird das ^?olt sich eer «Lin-
sichl nicht verschließen, da» nur der volle Antheil an den Rechren. welche die
Bundesverfassung gewährt, nut den erhöhten Anlocberuilgen an die S>euer-
und Wehrtrafi auszusöhnen im Srance sino. Die ^roffuung eines gemein-
sauien partamenlartsa>en Lebens, zunächst für die Zvll.u>getegenhetlen, >sl der
gegevene Weg. die geineinsa aflliche Gesetzgevung allinalig auch au, wettere Ge¬
biete auszudehnen. Wie dies un El-izelnen zu erreichen sei, daiuber enthielt
man sich delalll.rter Umschlage. AVer m.>n i,an>ile als dringUchste i^egenslande
die gemeinschastllcheOrdnung eines deutschen Bürgerniederlv.ssungS- und Ge-
werberechis und verwtcs im Ucvrigen am den Arlttel 4 der Versa>su>g, der
bekanntlich den Umfang der Gompcrenz der Vu»besge>etzgebung bezet^nel.

Schon daraus crglebt sich, welche Stellung wir hier tm «ueeu zur Bun¬
desverfassung einnehmen. Wir smo nicht in der glücklichen Lage, uruer dem
Dache beneiden gcvvrgen mumge jUitit an ihr zu ülxn. Sie ist uns mit all
ihren UnvvUtommenheuen das einzige Mittet Rvrd- und Suedeutschlalid zu
vereinigen, ein anderes Mittel muß von den Gegnern er>i noch ersunden werben.
Wir haoen deswegen auch weder Zeit noch Lusl, sie bis >n ii>>e Ue>nslen Ajin-
kelchen mit Spaheraugen zu durchsuchen, um aus Lücken und Mangel zu s.ch>>dcn,
die dann tnumphirend hervorgezogen nud unter da« Vergrößerungsglas gelegt
vor In-" uild Ausland ausgestellt wilden; wir haden u>n so weniger Lust o^u,
als dieses Geschäsr von den norddeutschen Brudeln mit ebenso groszer Grüno-
lichteit als Freudigkeit bereits besorgt ist. Uns ist bte ohne Zweisel we,i>ger
dantbaie aber vielleicht nicht minder ersprießliche Ausgabe geworden, der süd¬
deutschen Bevölkerung zu zeigen, welchen ungeyeuren Foilschutt >n der deutschen
Entwickelung eine Verfassung bezeichnet, welche die deutschen ^laaien nach
äugen zu einer politischen und militärischen, im Innern zu einer wirlhschas»
lichen Einheit zusammenfaßt, die für alle gemeinsamen Furgen eine parlamen¬
tarische Gesetzgcoung begründet, die mit einem Wort den vrgaiuschen Willen
der Nation darstellt und als Eorrccliv sür alle Schäden das allgemeine Smnin-
recht besitzt. Anch wir sind nicht blind gegen die Lücken und Mängel dieser
Verfassung, «der dcr Hauptmangel ist uns vorläufig der. daß sie mchi auch die
süddeutschen Gebiete umfaßt. Ist sie theoretisch nicht eben ei« Muster, wird sie
an Vollsländigkelt und Fleistnnigkeit von manchen auf dem Papler existirenden
Versassungen übertroffen, so scheint uns immerhin eine wenn auch minder voll¬
kommene Versassung den Vorzug zu verdienen, die eben nicht blos auf dem
Papier exisürt. Wir im Süden haben unsere Erfahrungen mit liberalen Ver¬
fassungen gemacht, und wir sollten meinen, auch das preußische Abgeordneten-
Hans hat seine Erfahrungen mit der preußischen Verfassung gemacht, die im
Grund nur ein einziges Mal zur Wahrheit wurde, nämlich damals, als das
Abgeordnetenhaus der Regierung die Indemnität bewilligte. Auch der Süden
steht nicht im Rufe, gleichgillig gegen die Interessen der Freiheit zu sein und
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die nationale Partei wird alle Gelegenheit haben, in den innern Angelegen¬
heuen der süddeutschenStaaten ihren Freisinn zu bewähren. Aber wir erinnern
uns auch des Wortes von Paul Pfizer, dem hl «geschiedenen Patrioten, dessen
'Andenken fiisch vor die stuttgarter Versammlung trat, daß es „schnöde Selbst¬
sucht und Verblendung ist, dte Nationalität der Freiheit, den Zweck dem Mittel
auszuopsern", und „Freiheit zu begehren auf den Trümmern der Nationalität."
Der Dienst für die Freiheit ist eine ununterbrochene Arbeit und sie kann nur
ge>ö>dcrtwerden durch die Mittel, welche die Bundesverfassung an die Hand
giebt. Die Freiheit zu erobern, sagte der wackere Abgeordnete aus dem Allgäu,
welcher den Vorsitz führte, ist einem tapferen Volk jederzeit möglich, nicht aber
das Vaterland, wenn es einmal verloren ist.

Die stuilgarler Versammlung hat glücklicherweise weder Beruf noch Veran¬
lassung gehabt, sich über den Streit der Fortichritlsparlei und der National¬
liberalen in Preußen auszusprechen, aber die Resolutionen sprechen deuilich für
sich selbst. Möglich, daß man die Achseln zuckt über die sonderbaren Schwär¬
mer, die von „Rechten" reden, welche die Bundesverfassung gewahrt, welche die
Schmuch ireiwilllger Knechtschaft auf sich laden und den Eintritt in den sreiheits-
mörbenschen Bund begehren. Wir unscrerjeits gestehen, daß uns eine Partei
unverständlich ist, welche für die Wahlen die Parole ausgievt, nur für solche
Männer zu stimmen, die „im Sturm Nicht wamen", d. h., welche die Grund«
l. ge Verläufen, auf der sie für das nationale Werk zu Wirten berufen sind.
E>n weil einst.ichereS Hinderniß als in den Mängeln der Veriassung erkannte
die Versammlung in den Mißgriffen der preußischen Regierung, wie sie lheUS
in der Behandlung der einverleibten Länder, theils in den tteintrchen Ver>ol-
gungen gegen Männer wie Twesten uno Lasker zu Tag getreten sind. Das
sind d>e Hindernisse, welche die preußische Regierung sich selbst in den Weg
wirft, und durch welche sie sich die Erreichung ihrer Ziele dem In- wie dem
Auslande gegenüber erschwert. Hoffentlich ist das jetzige Einlenken den anneclirten
Provinzen gegenüber aus richtiger Selbilerkeuutnin hervorgegangen uno bedeutet
mehr, als ein bloßes Wahlmanöver. Es ist Zeit, daß Preuuen den Beweis
liefere, daß es nicht blos mit den Waffen zu erobern, sonder» das Gewonnene
dauernd einzufügen vernehe. Es ist Zeit, daß der Glaube an die staatsvildende
Kraft der vreußls.t'en Monarchie, daß das crschülteite Venrauen in die Znte-
griial der preußischen Gerichte wieder hergestellt werde. Davon nicht zum
Mindesten wird es abhängen, ob die nationale Partei im Bunde mit ihrem in
Stuttgart vereinbarten Programm siegen oder unterliegen wird, ob es der
Metnungsausdruck einer Minderheit bleiben, oder die Bevölkerungen für sich
giwinnen und der leitende Gedanke für dre künftigen Parlamentswahlen fein
wird.

Wie diese Wahlen dereinst ausfallen werden, läßt sich noch in keiner Weise
voraussagen. Vorläufig stebt noch Anderes im Vordergrund. Die südbeutiche»
Kammern haben die Bündniß- und die Zollvereinsverträge zu genehmigen, haben
die Knegsvena jungen und die Sleuererhöhungen zu berathen. Sie werden sich
dabei die Gelegenheit zu retre-svectiven Studien nicht entgehen lassen, manche
Tbräne wird der Vergangenheit nachgeweint werden, mancher Seufzer für die
Zuku >ft aufsteigen. Sind aber die verzeihlichen Thränen ausgeweint, so muß
es sich z.igen, ob sie aus den Ereignissen des vorigen Jahres etwas gelernt
haben, wie die Regierungen zu zeigen haben, wie eS mit ihrer Ehrlichkeit
beickaffen ist. X-
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